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„Keine Grenzkontrollen
durch die Hintertür“
Poppenhäger gegen verdachtsunabhängige Datenspeicherung bei Fluggästen

Von Elmar Otto

Erfurt. Justizminister Holger
Poppenhäger (SPD) wird sich
bei der Justizministerkonferenz
am Mittwoch und Donnerstag in
Halle gegen eine verdachtsun-
abhängige Vorratsdatenspei-
cherung bei Flugpassagieren
aussprechen. „Wir verstehen
uns auch als Bürgerrechtsminis-
terium“, so der 54-Jährige.

Herr Poppenhäger, Sie wollen
auf der Justizministerkonfe-
renz in Halle in dieser Woche
den Vorschlag für eine EU-
Richtlinie zu Fluggastdaten-
sätzen einbringen.
Es gibt bereits ein Abkommen
mit den USA zur Ermittlung von
bestimmten Fluggastdatensät-
zen. Damit wurde erheblich in
die Persönlichkeitsrechte einge-
griffen. 19 Kategorien – Namen,
Geburtsdaten, Nationalitäten,
Konto- und Kreditkartennum-
mern bis hin zu Essenswün-
schen, die auf einem Flug ge-
äußert werden – können regis-
triert werden. Jetzt gibt es eine
Initiative aus Großbritannien
für eine EU-Richtlinie, dieses
Prozedere auf innereuropäische
Flüge auszudehnen.

Und das ruft den Datenschüt-
zer Poppenhäger auf den
Plan?
Wir verstehen uns hier auch als
Bürgerrechtsministerium. Des-
halb will ich frühzeitig darüber
diskutieren. Dabei habe ich na-
türlich den Datenschutz der Rei-
senden im Auge. Neben der
Quantität ist aus meiner Sicht
bedenklich, dass die Informatio-
nen fünf Jahre lang gespeichert
werden sollen. Was wir nicht
wollen, ist dass dadurch die
Grenzkontrollen, die wir durch
das Schengen-Abkommen auf-
gehoben haben, indirekt wieder
errichtet werden.

Der Staat begründet seine Da-
tensammelwut gerne mit der
Sicherheitslage.
Zu Unrecht. Das ist eine Form
der umfassenden verdachtsun-
abhängigen Vorratsdatenspei-
cherung, und die lehnen wir ab.

Sie wollen sich auch dafür
stark machen, dass das Bau-
forderungssicherungsgesetz
nicht geändert wird.
Das stimmt. Bislang ist es so,
dass Geld, das an einen Bauträ-
ger fließt, nicht zweckentfrem-
det werden kann, sondern wirk-
lich bei den Handwerksbetrie-
ben ankommen muss. Also ein
Bauunternehmer darf es nicht
einfach dafür einsetzen, um Fi-
nanzlöcher an anderen Bauvor-
haben zu stopfen. Es gibt nun
Bestrebungen von der Bundes-
regierung und der Bauindustrie,
dieses Gesetz wieder aufzuwei-
chen. Aber ich bin mir mit den
Thüringer Handwerkskammern
einig, dass das nicht passieren
darf.

Von der rot-grünen Landesre-
gierung in Nordrhein-Westfa-
len gibt es einen Gesetzent-
wurf, in Aufsichtsräten und
Vorständen eine gesetzliche
Frauenquote einzuführen. Sie
machen sich für diese Rege-
lung stark, warum?
Weil die Freiwilligkeit, die man
zunächst mit den börsennotier-
ten Unternehmen versucht hat,
nicht funktionierte. Die Ergeb-
nisse sind ernüchternd. Wir wol-
len jetzt verfassungsrechtlich
prüfen lassen, ob und wie eine
solche gesetzliche Geschlech-
terquote in der Wirtschaft mög-
lich ist. Ich hoffe, dass die Justiz-
ministerkonferenz in Gänze
hier ein klares Signal aussendet.

Seitdem in einer Berliner U-
Bahnstation jüngst ein junger
Mann einen anderen beson-
ders schwer zusammen ge-
schlagen hat, wird wieder über
den Warnschussarrest disku-
tiert.
Alle Sanktionen, die der Warn-
schussarrest vorsieht, gibt es be-
reits. Wir brauchen keine neuen
gesetzlichen Regelungen. Was
wir brauchen, darin sind sich
Wissenschaft und Praxis einig,
ist eine Reaktion, die schnell auf
die Tat folgen muss. In Thürin-
gen haben wir dafür zwei Ju-
gendstationen in Jena und in Ge-
ra geschaffen, wo Polizei, Staats-
anwaltschaft, Jugendgerichtshil-
fe und das Gericht eng
zusammenarbeiten und zügige,
aber vor allem auch angemesse-
ne Entscheidungen treffen.

Wie lange dauert es durch-
schnittlich im Freistaat?
80 Prozent aller Verfahren in
den Jugendstationen werden in-
nerhalb eines Monats abge-
schlossen. Das ist der richtige
Weg.

Aber die Unterbringungsmög-
lichkeiten für jugendliche
Straftäter sind weiterhin
schlecht.
Aus diesem Grund bauen wir in
Arnstadt gerade eine neue Ju-
gendstrafanstalt, die spätestens
Ende 2013 bezogen werden soll.
Es wird dort Einzelhafträume,

aber auch Wohngruppen sowie
eine sozialtherapeutische Abtei-
lung geben. Insgesamt entstehen
280 Haftplätze im geschlosse-
nen und 20 Haftplätze im offe-
nen Vollzug für männliche Ge-
fangene, zudem 40 Jugendar-
restplätze mit Differenzierungs-
möglichkeiten zwischen
männlichen und weiblichen Ge-
fangenen. Sowohl der Jugendar-
rest in Weimar als auch das Ge-
fängnis in Ichtershausen, beides
alte und dringend sanierungsbe-
dürftige Gebäude, sollen dann
geschlossen werden.

Auch die Justizvollzugsanstal-
ten, in denen Erwachsene un-
tergebracht sind, bieten oft nur
miserable Haftbedingungen.
Wann und wo entsteht der lan-
ge erwartete Neubau in Ostthü-
ringen, den sie mit Sachsen ge-
meinsam realisieren wollen?
Der Neubau kommt, ob mit oder
ohne Sachsen, weil wir ihn brau-
chen. Wir bauen irgendwo zwi-
schen Hermsdorf und Zwickau.
Es ist aber noch nichts beschlos-
sen.

Und der Finanzminister hat an-
gesichts der Kosten von 130
Millionen Euro noch nicht sein
Veto eingelegt?
Nein. Er weiß auch, dass der
Neubau zu Synergieeffekten
führen wird. Die Kosten würden
mit Sachsen geteilt. Wir können
dann völlig veraltete und kos-
tenintensive Anstalten in Gera
und Hohenleuben schließen.

Und Sie werden die Baukosten
hoffentlich nicht in einem
Schattenhaushalt verstecken,
oder?
Wenn Sie damit auf die in der
Vergangenheit gerne praktizier-
te öffentlich-private Finanzie-
rung anspielen, haben sie Recht.
Wir sind uns alle einig, dass wir
konventionell bauen und die
Kosten transparent ausweisen
wollen.

Das Bundesverfassungsge-
richt hat ein Urteil zur Neuge-
staltung der Sicherungsver-
wahrung gesprochen. Davon
ungeachtet sind Regelungen
zum Tragen elektronischer
Fußfesseln. Sie sind ein Befür-
worter dieser Art der Überwa-
chung.
Richtig. Ich habe sogar einen
Etatposten für die elektronische
Fußfessel im Justizhaushalt be-
antragt. Wir wollen uns gemein-
sam mit allen anderen Bundes-
ländern an einem Projekt mit
Hessen beteiligen, damit Thü-
ringen vorbereitet ist, wenn die
Gerichte eine solche elektroni-
sche Aufenthaltsüberwachung
anordnen.

Ein anderes Pilotprojekt, das
zur Mediation, läuft seit gut
zwei Jahren in Thüringen. Jetzt
gibt es Befürchtungen, dass es
durch das geplante Bundesge-
setz tangiert wird. Zu Recht?

Ich habe mich dafür eingesetzt,
dass unser Modell zur innerge-
richtlichen Streitschlichtung
nicht negativ beeinflusst wird.
Das Projekt ist qualitativ und
nicht quantitativ angelegt. Es
sollen vor allem die schwierigen
und komplexen Fälle mit Hilfe
von alternativen Konfliktlö-
sungsmethoden gelöst werden.
Derzeit gibt es 38 Güterichter
und -richterinnen in Thüringen.
Der Modellversuch ist auf drei
Jahre bis zum 31. Dezember
2011 angelegt. Die wissen-
schaftliche Evaluierung ist vo-
raussichtlich im Frühjahr 2012
abgeschlossen.

War das Projekt erfolgreich?
Das kann man wohl sagen. Über
zwei Drittel der Güterichter-
Verfahren werden mit Einigung
von Güterichtern erledigt. Die
Erfolgsquote bei Erbsachen liegt
bei 80 Prozent, bei Nachbar-
schaftsstreitigkeiten bei 76 und
bei Familiensachen bei 69 Pro-
zent. Die häufigsten Verfahrens-
gegenstände bei den Zivilgerich-
ten kamen aus dem Erbrecht,
Nachbarschaftsstreit, Familien-
streit, Werkvertrag und dem
Komplex Miete, Leihe, Pacht.
Beim Landesarbeitsgericht wa-
ren es Kündigung und Vergü-
tung.

Die Richter beschweren sich
seit längerem über mangelnde
Mitbestimmung.
Zu Recht. Richter sind in Bezug
auf ihre Mitwirkungs- und Be-
teiligungsrechte momentan
schlechter gestellt als Beamte.
Beispielsweise wenn es um Ver-
setzungen oder Richtlinien für
Einstellungen geht. Das gleiche
gilt für Schadensersatzansprü-
che gegen Mitarbeiter. Diese
Diskrepanz leuchtet mir nicht
ein, und es gibt auch keinen
Grund dafür. Noch vor der Som-
merpause möchte ich das Rich-
tergesetz zum ersten Mal ins Ka-
binett bringen.

Ein Thema, das immer wieder
auf der politischen Agenda
auftaucht, ist das NPD-Ver-
botsverfahren. Jetzt will Sach-
sen-Anhalt einen neuen An-
trag erarbeiten. Ist der Frei-
staat mit im Boot?
Wenn es eine Chance gibt, wer-
den wir es in Thüringen unter-
stützen. Das heißt aber auch, wir
müssen zuvor dafür sorgen, dass
die Voraussetzungen für einen
Erfolg geschaffen werden und
kein V-Mann mehr dem NPD-
Vorstand angehört. Logistik und
intellektuelle Kapazitäten, so-
weit sie bei der NPD überhaupt
vorhanden sind, werden
schließlich zu großen Teilen aus
der Staatskasse bezahlt. Auch
die organisatorischen Voraus-
setzungen für einen Großteil der
Demonstrationen werden quasi
indirekt durch Steuergelder fi-
nanziert. Verfassungsfeinde
wollen wir nicht länger unter-
stützen.

Gegen übermäßige Datensam-
melwut des Staates: Justizmi-
nister Holger Poppenhäger.
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Europa und der Rechtsstaat: Dies ist zunehmend Thema auch in Thüringen. Es diskutierten mit TLZ-
Chefredakteur Hans Hoffmeister (rechts) die Juristen Malgorzata Minecka, Florian Hoffman, Frau Christi-
ne Lindemann-Proetel, Jerzy Kranz, Akaki Ighamadze und Annelie Gallon (v. l.) Foto: Peter Michaelis

Europa lernt von der
Weimarer Republik
Thüringen spielt zunehmend in der Rechtswelt eine Rolle

Von Elmar Otto

Erfurt. „Man muss doch irgend-
wem Bescheid geben können, es
muss doch eine Möglichkeit zur
Beschwerde geben“, schrieb A.
L. Kennedy. TLZ-Chefredak-
teur Hans Hoffmeister zitierte
die schottische Bestsellerauto-
rin am Montag – händeringend –
auf der Suche nach einem
„Packende“ für die weitere Ent-
wicklung des Völkerrechts zur
Befriedung von aktuellen welt-
politischen Konflikträumen.
Die Stabschefin des Justizminis-
ters, Ulla Kalbfleisch-Kottsie-
per, hatte zum Rechtspoliti-
schen Europatag gleich eine
sechsköpfige Expertenrunde ins
Augustinerkloster eingeladen,
die Hoffmeister vor den Spitzen
der Thüringer Justiz zu „bändi-
gen“ hatte. Kein leichtes Unter-
fangen.

„Für Libyen sterben?“ fragte
Ex-Botschafter Jerzy Kranz
(Warschau) provozierend. Ein
Lob für die Fortschritte erfuhren
Weltsicherheitsrat und Nato,
obwohl die Vetorechte schwie-
rig zu handhaben seien: eine
Blockade der Russen drohe im-
mer wieder zu paralysieren. Die
Lage sei insgesamt aber aktuell
sehr viel positiver zu bewerten
als die im Kosovo, wo die Nato
seinerzeit ohne Grundlage bom-
bardierte hatte.

Doch – so Kranz – Appease-
ment wie in der Hitlerzeit sei
kein Weg. Die von Gewalt be-
drohten eigenen Bürger eines je-
den Landes müssten geschützt
werden! 20 Millionen Men-
schen seien schon in China er-
mordet worden – „und alle
wussten das, und es gab keine
Chance durch Gewalt von au-
ßen“. Der Staat habe nach Mög-
lichkeit seine Interventions-
pflicht wahrzunehmen, wider-

sprach der polnische Ex-Bot-
schafter der gängigen
„Meckerei“ zum Thema Libyen.
Schließlich habe in Bengasi ein
Massaker gedroht.

Viel Neues bis hin zu Kon-
trollen auf hoher See sei jetzt
eingeführt worden. Dies werde
weitergehender das Krisenge-
schehen stabilisieren helfen.

Eine junge Juristin aus
Plauen, in den USA studiert, An-
nelie Gallon, kritisierte Kanzle-
rin Angela Merkel und ihre Li-
byen-Haltung scharf.

Geht eigentlich der Primat
des Rechts vor Staatlichkeit?,
fragte der Erfurter Florian Hoff-
mann (Willy-Brandt-Schule). Es
herrschte weithin Einigkeit,
dass gestaltende Politik vorgehe.

Hoffmann empfahl die Wei-
marer Republik als Lernziel.
„Sie war lebendiger als manche
denken. Es war eine produktive
intellektuell-dynamische Zeit.“
So wie damals geübt wurde, sol-
le man heute die Weltkrisen an-
gehen, empfahl der Professor.

Christine Lindemann-Proe-
tel, Jenaer Richterin, seit langem
ins Kosovo abgeordnet, schil-

derte die Praxis. Sie hat es erlebt!
Nach dem Krieg scheiterten alle
Verhandlungen angesichts der
beschlossenen Neutralität. Wes-
sen Gesetze anzuwenden seien,
das sollten die Richter frei ent-
scheiden. „Machen Sie mal!“
hieß die Aufforderung. Die Fol-
ge: Es wurde das UNMIK-Recht
angewendet unter Anerkennung
der rechtlichen Alltagsfragen –
prompt vom Verfassungsge-
richtshof des Kosovo als Verlet-
zung gebrandmarkt. Dieser Vor-
gang zeige allein das ganze Prob-
lem der Mission, kommentierte
Christine Lindemann-Proetel.

Der Georgier Akaki Jgha-
madze plädierte mit Blick auf
Russland („ein reiches Land“),
bei Eigeninteresse „den Hahn zu
sperren“. Für Hoffmann ist dies
eine egozentrische Sicht. „Russ-
land und China können uns den
Hahn sperren, so sieht’s aus“,
sagte er. Hoffmann empfiehlt
handels- und umweltrechtliche
Vertragskonstrukte. Dies könne
Vertragspartner binden – jen-
seits von Appellen. Denn: „Die
Welt wird fragmentierter.“

Überhaupt Russland: Kranz
widersprach der von Hoffmeis-
ter thematisierten Idee des Bun-
despräsidenten Wulff, in Wei-
mar geäußert, Russland ans
„Weimarer Dreieck“ zu binden
oder vielleicht sogar daran zu
beteiligen. Er verteidigte zu-
gleich das Völkerrecht und Den
Haag: „Es ist ein großer Fort-
schritt, auch wenn man sich
nicht immer durchsetzt.“

Fazit – so Minister Holger
Poppenhäger (SPD): Es ist an
der Zeit, dass sich auch Thürin-
gen mit seiner mittlerweile de-
mokratischen Kultur in die in-
ternationale Rechtswelt ein-
mischt. Er dankte Hoffmeister
für Provokation und Ungeduld
bei der Gesprächsführung.

Stabschefin beim Justizminis-
ter: Ulla Kalbfleisch-Kottsieper.
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